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Spätestens seit Alexis de Tocquevilles epoche-
machendem Werk ´Über die Demokratie in Ame-
rika` wissen wir, dass die Gemeinden einer der 
ausgezeichneten Orte bürgerlich-ziviler Freiheit 
sind. So „ruht“ nicht nur die „Kraft der freien 
Völker in der Gemeinde“, sondern es gilt – zu-
mindest für Tocqueville – darüber hinaus auch, 
dass „ein Volk“ insgesamt den „Geist der Frei-
heit“ ohne Gemeindeinstitutionen gar nicht be-
sitzen kann1. Sieht man sich Tocquevilles Aus-
führungen etwas näher an, wird jedoch schnell 
eine gewisse Ambivalenz, ja ein irritierendes 
Problem sichtbar, auf das jüngst William Galston 
hingewiesen hat2. Denn einerseits fungiert jener 
kommunale Geist der Freiheit als Bollwerk und 
Schutzwehr gegen die hegemonialen und be-
gehrlichen Durchgriffsambitionen zentralstaat-
licher Gesetzesmacht und institutionalisierter 
Steuerungskompetenz. Andererseits scheinen es 
für einen der Ahnherren zivilgesellschaftlicher 
Reflexionen paradoxerweise gerade jene Geset-
ze zu sein, die den Geist der Freiheit überhaupt 
erst erzeugen3. Tocqueville formuliert damit ein 
Problem, das nicht nur bereits in der Hochre-
naissance bei Donato Giannotti oder Francesco 
Giucciardini virulent gewesen war, sondern das 
auch Benjamin Barber, Ralf Dahrendorf und 
Jürgen Habermas gleichermaßen umtreibt: Kann 
ein (zugegeben etwas euphorisch betitelter) zi-
vilgesellschaftlicher „Geist der Freiheit“ insti-
tutionell-rechtlich und damit auch politisch 

                                                      
1 Tocqueville 1985: 52 
2 Galston 2000: 68 
3 Tocqueville 1985: 51 

(mit)geschaffen, erzeugt oder unterstellt wer-
den, oder liegt er nahezu mysteriös, opak und 
unplanbar jeglichen politisch-zivilen Institu-
tionalisierungen voraus und zugrunde?4 

Nun wäre es vermessen, auf diese Frage nach 
Genese und Form von Zivilgesellschaft eine 
Antwort geben zu wollen. Gleichwohl möchte 
ich im Folgenden versuchen, einige Bausteine zu 
liefern, die eine Antwort vielleicht erleichtern 
könnten. Ich beziehe mich auf die Institutiona-
lisierung kommunaler Strukturen im deutsch-
deutschen Transitionsprozess. Dies hat seinen 
Grund nicht nur im zivilgesellschaftlichen Lob 
der Gemeinden, sondern vor allem darin, dass 
man in einer Phase mehr oder weniger radikaler 
Transformation eines Staates sowjetischen Typs 

                                                      
4 Giannotti und Guicciardini sahen sich nach der Medici-

Herrschaft und dem Scheitern politik-theoretischer Re-
flexionen zur Verbindung von Tugend und Institution 
zu einer Veränderung bisheriger Ansätze veranlasst. Da 
Tugend anscheinend nicht mehr sinnvoll als Voraus-
setzung gerechter Ordnung denkbar war, sollte nun die 
institutionelle Form Tugend erzeugen (Giannotti 1997: 
305ff.; Guicciardini 1994: 134). Nachdem Habermas die 
Volkssouveränität in die politisch orientierte Zivilge-
sellschaft verflüssigt hat, bemerkt er: „Freilich wird 
auch eine derart prozeduralisierte ‚Volkssouveränität’ 
nicht ohne die Rückendeckung einer entgegenkom-
menden politischen Kultur (…) operieren können: 
keine vernünftige politische Willensbildung ohne das 
Entgegenkommen einer rationalisierten Lebenswelt“ 
(Habermas 1992: 627). Und Barber bemerkt etwas kon-
trär dazu: „Weit davon entfernt, Gemeinschaft a priori 
zu postulieren, sieht die Theorie starker Demokratie in 
der Schaffung von Gemeinschaft die Hauptaufgabe je-
der politischen Tätigkeit, die auf Bürgerbeteiligung 
setzt.“ (Barber 1994: 147) Dahrendorf verhandelt die 
Problematik unter dem Begriff der Herausbildung einer 
„Tätigkeitsgesellschaft“ (Dahrendorf 1983: 88ff.). 
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hin zu einer Demokratie westlicher Prägung 
hoffen kann, Auskunft über Genesebedingun-
gen, Chancen und Blockaden von Zivilgesell-
schaft zu erhalten5. Ich werde in vier Schritten 
vorgehen: Zunächst schildere ich Ausgangsbe-
dingungen und Intentionen der (rechtlichen) In-
stitutionalisierung gemeindlicher Strukturen in 
den neuen Bundesländern, daran schließen sich 
einige empirische Untersuchungen zur kommu-
nalen politischen Kultur und Partizipation an. 
Ich folge damit der mittlerweile üblichen Struk-

tur-Kultur-Heuristik der Transitionsforschung6. 
Im dritten Schritt werde ich eher theoretische 
Schlussfolgerungen mit Blick auf die Zivilge-
sellschaft formulieren. Sowohl die empirischen 
Ergebnisse als auch diese Schlussfolgerungen 
dienen im vierten Schritt einer kritischen Be-
wertung jener Aussagen und Vorstellungen zur 
(kommunalen) Zivilgesellschaft, die die Enquete-
Kommission „Zukunft des Bürgerschaftlichen 
Engagements“ gerade mit Blick auf die neuen 
Bundesländer formuliert hat. 

OK=píêìâíìêÉääÉ=fåëíáíìíáçåÉå=ìåÇ=fåíÉåíáçåÉå=âçããìå~äÉê=
pÉäÄëíîÉêï~äíìåÖ=áå=ÇÉå=åÉìÉå=_ìåÇÉëä®åÇÉêå=

Obwohl5die6Institutionalisierung der Strukturen 
kommunaler politisch-administrativer Selbstver-
waltung in den neuen Bundesländern ein im 
Großen und Ganzen reichlich chaotischer Pro-
zess gewesen war7, folgte sie doch spezifischen 
und letztlich ausgesprochen endogenen Leitvor-
stellungen. Nach der politisch-administrativen 
Entmündigung der Gemeinden durch den SED-
Staatsapparat und ihrer Reduktion auf rein aus-
führende Organe der SED-Kreisleitung8, sollten 
nun politische Institutionen (wieder) aufgebaut 
werden, in denen demokratische Willensbil-
dungs- und Entscheidungsfindungsprozesse in 
Eigenregie und Eigenverantwortung gewähr-
leistet werden können. So war der Prozess eines 
weitreichenden Umbaues institutionell-rechtli-
cher Strukturen nicht nur bestimmt von „dem 
nachdrücklichen Wunsch nach Eigenständigkeit 
und auch nach eigener Rechtsschöpfung“9, son-
dern ganz zentral getragen wie geleitet von ei-
                                                      
5 Greiffenhagen/Greiffenhagen 1993: 26–27 
6 Wollmann 1995; Eisen 1996: 35; Waschkuhn/Thumfart 

1999: 16–18 
7 Thumfart 2002: 614–633 
8 Bernet 1993; Prieß 1995: 2493ff.; Wollmann 1997 
9 Hoffmann 1994: 622 

ner „lokaldemokratischen Aufbruchstimmung“ 
im Gefolge der friedlichen Revolution vom 
Herbst 198910. Ganz ähnlich wie in Polen oder 
der (damaligen) Tschechoslowakischen Republik 
äußerte sich darin die Vorstellung, zwischen 
einem Glauben an den (Zentral-)Staat oder ei-
ner Konzentration auf Marktprozesse zumindest 
kommunal einen dritten Weg zu wählen, der, 
wie es Jacek Kuron und Vaclav Havel formu-
liert haben, auf „Selbstorganisation und gesell-
schaftliche Abkommen“ baut11. Diese Wieder-
begründung einer „Arena lokaler Demokratie“12 
sollte mindestens vier Funktionen erfüllen: Im 
direkten Anschluss an eine spezifisch deutsche 
Tradition seit dem 19. Jahrhundert war durch 
das so genannte dualistische Modell eine laten-
te Separierung und sogar Entgegensetzung von 
Staat und lokaler Selbstverwaltung innerhalb 
des Staatsaufbaues intendiert, die jegliche zen-
tralstaatlichen Dominanz verhindern sollte13. 
Mit Rekurs auf jene Tradition lokaler Verwal-

                                                      
10 Wollmann 1996: 108; Lorenz/Wegrich 1998: 31–33 
11 Kuron 1993: 23; Havel in Dahrendorf 1997b: 58 
12 Wollmann 1995: 554 
13 Reulecke 1996 
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tungsautonomie konnten sich z.B. sächsische 
Kommunalpolitiker bei der Neugliederung der 
Kreisebene gegen das Innenministerium in 
Dresden durchsetzen 14. Damit war die zweite 
Funktion verbunden, nämlich die funktionale 
Integration ostdeutscher kommunaler Verwal-
tungsstrukturen in die Regelungen des Grund-
gesetzes gemäß Artikel 28 Abs. 2, die im Grunde 
bereits mit dem Gesetz der Volkskammer vom 17. 
Mai 1990 über die Allzuständigkeit der Kommu-
nen vollzogen worden war15. Die dritte Funktion 
bestand und besteht in der Integration der Bür-
ger in das politische System (Systemintegration) 
an gerade jener Stelle, die sich als osmotische 
Membran oder Schnittstelle zwischen Bürger 
und Staat beschreiben lässt16, während die vier-
te Funktion die deutlich normativ bestimmte 
Mitgliederintegration der Gemeindebürgerin-
nen und -bürger in die Arena lokal-politischer 
Selbstbestimmungsprozesse leisten sollte17. 

Gerade die letzten beiden Integrationsfunktio-
nen bildeten die Basis für gesetzliche Regelun-
gen, die partizipative Handlungsoptionen der 
Bürgerinnen und Bürger nicht nur auf Wahlak-
te beschränken, sondern ganz im Sinne starker 
Demokratie deutlich ausweiten und im Alltag 
verankern sollten. „Erklärtes Ziel des Gesetzge-
bers war die stärkere Einbeziehung von Bürgern 
in die politischen Entscheidungsprozesse (…). 
Diese Einbeziehung soll sich (…) auch auf kom-
munalpolitische Entscheidungen und auf die 
gesamte Wahlperiode erstrecken.“18 Mit dieser 
Orientierung wurde in den Kommunalordnun-
gen Ostdeutschlands nicht nur z.T. institutionel-
les Neuland betreten, sondern jener stark endo-
gene bedingte Wunsch nach lokaler Demokratie 

                                                      
14 Bafoil 1995: 597ff. 
15 Bretzinger 1994: 55ff. 
16 Naßmacher 1999: 332–334 
17 Thumfart 2002: 605ff. 
18 Klang 1998: 82 

strukturell-rechtlich umgesetzt. Dies betrifft si-
cher weniger die Regelungen zur Direktwahl 
der (Ober-)BürgermeisterInnen, die ja im Süd-
deutschen Modell schon realisiert war, sondern 
vor allem die Abwahl von BürgermeisterInnen. 
Zwar sind die Regelungen in den neuen Bun-
desländern etwas unterschiedlich, gleichwohl 
ist es den Bürgerinnen und Bürgern möglich, in 
einem Bürgerbegehren mit einem Quorum von 
10% bzw. 30% das Verfahren zur Abwahl der 
Bürgermeister (und z.T. auch der Stellvertrete-
rInnen bzw. Beigeordneten) einzuleiten. Diese 
direktdemokratischen, etwa in Thüringen aller-
dings repräsentativ abgefederten, Mechanismen 
sind ihrerseits Vorbilder des Westens gewor-
den19. Hinzu kommen solche Regelungen wie 
der Einwohnerantrag, der von allen Gemeinde-
bürgern über 14 Jahren gestellt werden kann und 
von 5% der BürgerInnen unterstützt werden 
muss, die Möglichkeit, die Gemeindevertreter 
zur Einsetzung von Sachverständigengremien zu 
veranlassen und das Recht auf umfassende In-
formation in allen örtlichen Angelegenheiten. 
Zudem besteht die Möglichkeit von Bürgerent-
scheiden und Bürgerbegehren sowie die Er-
richtung von Ortsteilvertretungen mit beraten-
der Stimme und schließlich Bürgerforen bzw. 
Bürgerbeiräte20. Alle diese Beteiligungsverfah-
ren sollen die Gemeinden als „eine wesentliche 
Grundlage des demokratischen Staates“21 zu 
„Experimentierbaustellen“ der Demokratie mit 
vertikaler und horizontaler politischer Integra-
tionskraft werden lassen22. Die institutionell-
rechtlichen Handlungsstrukturen waren damit 
als Aufforderung für mehr basis-demokratische 
Partizipation und zivile Selbstorganisation an-
gelegt. 
                                                      
19 Thumfart 1999: 236ff.; Wehling 1999: 553ff. 
20 Kleinfeld/Nendaz 1996: 113ff.; Wollmann 1999 
21 Gemeindeordnung Mecklenburg-Vorpommern § 1, 

Abs. 1 
22 Bullmann 1991: 86 
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Wie nicht nur die Transitionsforschung betont, 
überschneiden sich diese neu errichteten struk-
turellen Handlungsoptionen mit kulturellen, 
historisch gewachsenen und sozialisierten Wer-
tewelten und handlungsorientierenden Deu-
tungsmustern23. Ich möchte deshalb einen fall-

studien-gestützten Blick auf die politisch-kultu-
rellen Einstellungen und Orientierungen ver-
schiedener Akteursgruppen des kommunalen 
Bereichs werfen. Dabei gehe ich davon aus, 
dass gerade „auf der kommunalen Ebene der 
Personalfaktor“ eine zentrale Rolle spielt24. 

PK=mçäáíáëÅÜJâìäíìêÉääÉ=lêáÉåíáÉêìåÖÉå=îçå=âçããìå~äÉå=^âíÉìêëÖêìééÉå=

In23den24Kommunalverwaltungen lässt sich seit et-
wa Ende 1991/1992 ein Personalmix feststellen, 
der über die Zeit hinweg ziemlich stabil geblie-
ben und größtenteils auch in der Gegenwart zu 
verzeichnen ist. Etwa 30% der Kommunalver-
waltung besteht aus so genanntem Altperso-
nal, das bereits in der DDR Positionen auf der 
unteren Ebene des politisch-administrativen 
Systems inne gehabt hat. Etwa 50% sind ost-
deutsches Verwaltungsneupersonal, das nach 
der „Wende“ aus dem ökonomischen oder tech-
nisch-naturwissenschaftlichen Bereich (also 
hauptsächlich den VEBs oder LPGs) in die Ver-
waltung der Städte und Kreise gewechselt hat. 
Die restlichen 20% bildet westdeutsches Ver-
waltungspersonal, das zu etwas mehr als der 
Hälfte aus erfahrenen Verwaltungsprofis besteht 
und in der Regel leitende Positionen besetzt25. 
Die Integration der diversen Verwaltungskultu-
ren gestaltete sich oft genug schwierig, was vor 
allem mit den deutlich unterschiedlichen Vor-
stellungen zusammenhängt. Das ostdeutsche 
Verwaltungsaltpersonal orientiert sich über-
wiegend am Begriff des Kollektivs mit hoher 
interner sozialer Kontrolle und ausgesprochen 
gruppengebundener Loyalität und pflegt eine 
wenig rechts- und verwaltungsförmige Ent-

                                                      
23 Gabriel 1997a; Rehberg 1994; Searle 1997; Berger/Luck-

mann 1987 
24 König/Meßmann 1995: 107 
25 Berg/Nagelschmidt/Wollmann 1996: 190f.; Kühnlein 

1997: 46ff.; Wollmann 1998 

scheidungsweise. Probleme werden ad hoc an-
gegangen und Lösungswege sind eher einzel-
fallgeprägt, klientel- und stark output-bezo-
gen. Zudem wird der kurze Dienstweg in den 
eher gewohnten und weiterwirkenden Bezie-
hungsnetzwerken favorisiert. An der Zweck-
mäßigkeit des Rechts und vor allem langen 
Verhandlungsprozessen wird gezweifelt. Statt 
dessen werden schnelle, effektive und pater-
nalistische Entscheidungsweisen angestrebt26. 

Nach einer kurzen Phase nahezu bedingungslo-
ser Anpassung an Verfahren westdeutscher Ver-
waltungspraxis hat das ostdeutsche kommuna-
le Verwaltungsneupersonal eine deutliche Um-
orientierung in den kognitiven Handlungsratio-
nalitäten mit insgesamt ambivalenten Ergebnis-
sen vollzogen: Einerseits wird eine stark techno-
kratische Problemlösungsvorstellung vertreten, 
die sine ira et studio oftmals autokratisch die 
beste und regelgerechteste Lösung durchzuset-
zen versucht, andererseits wird die Anonymi-
tät, Bürgerferne und Regelungsdichte wie -wut 
von Verwaltungspraxis beklagt. Diese zwei Op-
tionen sind oftmals nicht vereinbar, führen al-
lerdings auch dazu, dass die zunehmend weiter 
gewordenen Spielräume bei konkreten Entschei-
dungen vor Ort eher im Sinne antizipierter Bür-

                                                      
26 Berg/Nagelschmidt/Wollmann 1996: 86/201; Nagel-

schmidt 1996 
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gerinteressen und lokaler Kontexte genutzt wer-
den27. 

Trotz dieser Unterschiede sind dem ostdeut-
schen Verwaltungsalt- und -neupersonal drei 
Wertvorstellungen gemeinsam: Erstens stehen 
beide Akteursgruppen politischer Einflussnah-
me oder der Vorstellung einer auch politisch 
agierenden Verwaltung sehr zurückhaltend ge-
genüber. Zweitens sind beide Personalgruppen 
der Auffassung, dass der Staat insgesamt sozi-
alstaatliche Interventionen und eine weitge-
hende Versorgung der Bürger zu leisten hat, 
und drittens sind die Außenbeziehungen zu 
Interessengruppen auch des ökonomischen 
Feldes (Responsivität) ausgesprochen gering. 
Der Aufbau von innovativen Vernetzungen wie 
die Ausbildung einer Makler- oder Moderato-
renposition, die zwischen verschiedenen loka-
len Bürgergruppen Kontakte herstellt oder ver-
mittelnd tätig ist, findet nicht bzw. kaum statt28. 
Konfliktmanagement und das Leitbild konkur-
renz-demokratischer Aushandlungsprozesse im 
Außenbezug sind kaum Teil des Verwaltungs-
verständnisses. Es spricht einiges dafür, dass 
hier ein überkommenes, sozialisiertes wie habi-
tualisiertes „‘unpolitisches’ Gemeindemodell 
möglichst konfliktfreier Kooperation“ weiter-
wirkt29. 

Das Verwaltungsaltpersonal-West geht demge-
genüber sehr viel deutlicher von dem Leitbild 
einer Kommunalverwaltung mit politischen 
Gestaltungsaufgaben aus und ist gleichermaßen 
auf Außenkontakte hin orientiert, während das 
ostdeutsche Verwaltungsneupersonal größten-
teils weder auf verwaltungs-interne noch exter-
ne Kooperation ausgerichtet ist und insgesamt 

                                                      
27 Bürklin 1997: 245; Schubert 1997: 83ff.; Wollmann 2000: 

156f.; Thumfart 2002: 642ff. 
28 Kregel 1997: 119; Giese 1999: 219ff., 346ff. 
29 Neckel 1999: 65; Buchholt 1997 

die Haltung vertritt, das Beste sei es, die anfal-
lenden Aufgaben selbst zu erledigen30. 

Überraschend hoch war die Karrierekontinuität 
bei den politischen Repräsentanten in den eu-
phorisch betitelten Stadtparlamenten. 60–80% 
der Bürgermeister und mehr als 60% der Stadt-
parlamentarier setzten ihre Karriere auch in der 
zweiten Wahlperiode fort. Nur etwa 25% schie-
den aus, jedoch nicht primär, weil sie nicht mehr 
wiedergewählt wurden, sondern weil sie sich 
aus Enttäuschung nicht mehr aufstellen ließen. 
Dies betraf insbesondere die zunächst zahlrei-
chen Vertreter der Bürgerbewegungen vor al-
lem aus dem „Neuen Forum“. Knapp 80% aller 
Stadt- und Kreisrate waren so genannte Politik-
neulinge, deren Eintritt in eine der Parteien an-
fänglich hoch kontingent war, und die – ganz im 
Unterschied zu Westdeutschland – zu drei Vier-
teln über einen naturwissenschaftlich-technischen 
oder medizinischen Ausbildungshintergrund 
verfügten31. 

Sehr viel deutlicher als in westdeutschen Kom-
munen äußerten und äußern die kommunalen 
Entscheidungsträger die Leitmaxime einer „Koa-
lition der Vernunft“, in der eine fraktionsüber-
greifende und rein sachbezogene Politik der 
Problemlösung favorisiert und handlungsprak-
tisch auch umgesetzt wird32. Dies hat zunächst 
dazu geführt, dass etwa ein Drittel der Delegier-
ten ihre Parteien wieder verlassen haben, mit der 
Folge, dass in der dritten Wahlperiode ausge-
sprochen viele Stadtabgeordnete über die sprung-
haft gestiegene Zahl von sogenannten „Freien 
Bürgerlisten“ (wieder) in die Rathäuser einge-

                                                      
30 Nagelschmidt 1996: 223; Seibel 1996: 362; Steinsiek 

1996: 237ff. 
31 Derlien 1998: 13; Lorenz/Wegrich 1998: 33; Wollmann 

1996: 110ff.; Baukloh/Lippert/Pfaff 2001: 79ff. 
32 Berg/Nagelschmidt/Wollmann 1996: 213ff.; Giese 

1999: 207; Redlingshöfer/Hoffmann-Lange 1998: 715. 
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zogen sind33. Da eine parteipolitisch unterfütter-
te Fraktionssolidarität wenig ausgeprägt ist oder 
sogar deutlich zurückgewiesen wird, praktizie-
ren die politischen Repräsentanten in den Rat-
häusern de facto so etwas wie ein „präsidentiel-
les System“34. 

Mitbedingt sicherlich auch durch den Modus 
einer separaten Direktwahl des/der Bürger-
meisterIn steht die Ratsversammlung dem/der 
(Ober-)BürgermeisterIn diesseits oder jenseits ei-
ner klassischen Spaltung in „Regierungspartei“ 
und „Opposition“ als gesamter Rat gegenüber35. 
Die BürgermeisterInnen und DezernentInnen 
können sich daher auf stabile Mehrheiten kaum 
verlassen, sondern sind in aller Regel genötigt, 
bei jeder Sachentscheidung oder politischen 
Handlungsoption erneut um Zustimmung und 
Unterstützung zu werben, mit der Möglichkeit, 
Personen und Positionen in nicht klar erkenn-
barer Weise gegeneinander auszuspielen. Diese 
handlungspraktische direkte Umsetzung einer 
„Koalition der Vernunft“ ist rats-intern ausge-
sprochen konsensorientiert, kommunikativ-ar-
gumentativ und in aller Regel integrativ, wobei 
Ausnahmen die Regel bestätigen. Sie bedingt 
aber speziell im Außenverhältnis zur bürgerli-
chen Öffentlichkeit gleichzeitig, dass Entschei-
dungen und damit Verantwortlichkeiten nicht 
eindeutig zugerechnet werden können und geht 
damit zu Lasten einer konfliktiven Konzeption 
von Demokratie, in der klar erkennbare politi-
sche Positionen öffentlich und im Streit um die 
Politikgestaltungsmacht kämpfen bzw. in kom-
promissorientierte Aushandlungsprozesse ver-
strickt sind36. Gerade in diesem Muster partei-
politischer Reserviertheit und Streitvermeidung 
treffen sich die politischen Amtsinhaber mit ei-

                                                      
33 Thumfart 2002: 648f. 
34 Wollmann 1997: 317 
35 Giese 1999: 207ff.; Wehling 2002: 238 
36 Pollach/Wischmann/Zeuner 2000: 277ff. 

nem großen Teil kommunalen ostdeutschen Ver-
waltungspersonals. 

Diese Form eines nach außen auf ein Erschei-
nungsbild primär konsensueller Politik bedach-
ten Agierens kommunaler Entscheidungsträger 
scheint darüber hinaus aber auch den Bürgerin-
nen und Bürgern der Gemeinden und Kreise 
deutlich entgegenzukommen. Wie diverse Stu-
dien zur politischen Kultur insgesamt gezeigt 
haben, schätzen ostdeutsche Bürgerinnen und 
Bürger öffentlichen politischen Konflikt und 
Streit wenig und präferieren im Gegenzug ei-
nen deutlich abgestimmten und an der unpar-
teilich sachlichen Lösung von Problemen aus-
gerichteten Politikstil. Zudem stehen die Bür-
gerinnen und Bürgern den Parteien generell 
skeptisch gegenüber, haben kaum feste oder 
langfristigere Parteibindungen oder -präferenzen 
und zeichnen sich durch eine hohe Volatilität 
aus37. Interessant ist weiterhin, dass die ostdeut-
schen Wähler untereinander sehr viel mehr ge-
meinsam haben als die Wähler in Westdeutsch-
land. Wähler in Ostdeutschland verfügen über 
eine relativ ausgeprägte gemeinsame und par-
teienindifferente kognitive Landkarte, in der für 
unterschiedliche parteipolitische Positionen kaum 
Platz ist. Ausnahme sind hier lediglich die Wäh-
ler der PDS38. Insofern reflektieren die präsiden-
tiellen Handlungsrationalitäten im Rat und die 
starke Zunahme freier Bürgerlisten durchaus die 
politisch-kulturellen (nicht-parteilichen) Präfe-
renzen auch der lokalen Bevölkerung39. 

Trotz dieser Entsprechung ist das Vertrauen in 
die Kompetenz gerade von Gemeinde- und 
Stadträten sowie der kommunalen Verwaltung 

                                                      
37 Gabriel 1997b: 251ff.; Gabriel 2000; Arzheimer/Falter 

1998: 34f.; Waschkuhn 1999: 89ff.; Arzheimer/Klein 
2000; Schluchter 2001; Reinhardt/Tillmann 2001 

38 Jagodzinski/Kühnel 1997: 231f.; Gabriel 2001: 124 
39 Neckel 1999: 255ff.; Benzler 1995: 26ff. 
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deutlich geringer als in Westdeutschland40. Die 
Bürgerinnen und Bürger beklagen die stark ge-
stiegene Bürokratisierung, die gewachsene Ano-
nymität und vor allem, dass „Verwaltung und 
Politik auf lokaler Ebene (…) jetzt weniger als 
früher informell beeinflussbar (sind)“41. Hier 
äußert sich eine personalistisch akzentuierte und 
historisch sozialisierte Eingabementalität, die 
langen Handlungsketten mit öffentlicher Aus-
handlungsnötigung misstraut, bzw. diese Form 
öffentlich-politischer Konfliktaustragung und 
Regulierung noch wenig sozial erlernt und (wie 
erwähnt) von Seiten etwa der Verwaltung auch 
noch kaum erfahren hat42. Bedenkt man zudem, 
dass in Ostdeutschland die Bereitschaft, die Op-
tion „voice“ zu ergreifen, sehr gering ist und 
sehr viel öfter eine Art Duldungsstarre und „exit 
und stumme Verweigerung“ realisiert wird43, 
verwundert das Diktum von Hill mit Blick auf 
die kommunale Ebene nicht: „Kaum ein Verband 
oder Verein, geschweige denn eine muntere 
Bürgerinitiative kommt den Praktiken in Politik 
und Verwaltung im Osten ernsthaft ins Gehe-
ge.“44 Und auch Evers konstatiert ähnlich, dass 
„es in weiten Landesteilen der neuen Bundes-
länder schwierig (ist), irgendjemand zu finden, 
der sich in der lokalen Selbstverwaltung enga-
giert“45. 

Das ist aber nur die eine Seite. Unterhalb oder 
außerhalb dieser politischen Ebene existieren 
in ostdeutschen Gemeinden durchaus spezifi-
sche bürgerliche Kooperationsformen. So haben 
sich etwa in Halle, Magdeburg, Dresden und 
Rostock sogenannte Tauschringe entwickelt, in 
denen Bürgerinnen und Bürger Leistungen des 

                                                      
40 Derlien/Löwenhaupt 1997: 459; Gensicke 1998: 202 
41 Schlegelmich 1996: 541 
42 Wardin 1994: 34; Buchholt 1997; Engler 1997 
43 Thumfart 2002: 806ff. 
44 Hill 1997: 32 
45 Evers 2001: 278 

täglichen Lebens wie Tapezieren, Umzug, Baby-
sitten oder Haushaltshilfen organisieren und dies 
mit kommunalen Stellen koordinieren und ab-
sprechen46. Zudem zeigen Untersuchungen, dass 
die Häufigkeit des ehrenamtlichen Engagements 
in Vereinen und Verbänden vor allem durch den 
Zusammenbruch betrieblich organisierter frei-
williger Tätigkeitsstrukturen in Ostdeutschland 
zwar insgesamt deutlich geringer ist als in West-
deutschland, aber eben doch auch vorhanden. 
Interessant ist allerdings, dass sich dieses En-
gagement kaum mit politischen Intentionen 
verbindet, sondern im Gegenzug stark am per-
sönlichen, möglichst auch beruflichen Nutzen 
orientiert47. Es spricht einiges dafür, dass ge-
sellschaftliches Engagement als Potential in den 
neuen Bundesländern durchaus vorhanden ist, 
es sich aber durch ein stark pragmatisches und 
auf das Eigeninteresse bezogenes nicht-politi-
sches Nutzenkalkül auszeichnet. 

Vor diesem Hintergrund finde ich ein in Erfurt 
zu beobachtendes Phänomen so konsequent wie 
interessant. Dort engagieren sich Bürgerinnen 
und Bürger in einem seit 1999 bestehenden so 
genannten „Kundenparlament“ des Einkaufs-
zentrums „Thüringen-Park“. Das im Norden 
der Landeshauptstadt, am Rande eines riesigen 
Plattenbaugebiets gelegene Center hat seine 
Stammkunden aufgerufen, dort ihre Wünsche 
und Bedürfnisse, Meinungen und Kritik einzu-
bringen, um so die weitere Entwicklung des 
Centers mitzugestalten. Das zweimal jährlich 
tagende Kundenparlament verhandelt Themen 
wie Raumgestaltung (mehr Sitzmöglichkeiten, 
Parkplatzbeschilderung) oder Freizeitaktivitäten 
(z.B. Tanztee nach Geschäftsschluss, Silvester-
partys) etc. Diese Kooperationen mit Akteuren 
des ökonomischen Feldes erfreuen sich auch des-
halb großer Beliebtheit, weil die Bürgerinnen und 
                                                      
46 Roth 1997: 420ff; Hill 1997: 33; Reese-Schäfer 1999 
47 Gensicke 2001: 29 
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Bürger der Meinung sind, hier könnten sie an-
ders als in der „echten“ Politik etwas für sich 
als Akteure wie Betroffene Sinnvolles direkt be-
wirken. Man könnte deshalb zugespitzt von 
„Kundenparlament statt Stadtparlament“ reden. 

Fasst man diese Ergebnisse zusammen, lässt sich 
Folgendes sagen: Die strukturell bereitgestell-
ten, direkt-demokratischen und zivilgesell-
schaftlich ausgerichteten politischen Partizipa-
tionsmöglichkeiten werden von den Bürgerin-
nen und Bürgern in ostdeutschen Kommunen 
nicht oder kaum genutzt. Die Gründe dafür lie-
gen bei einer wenig nach außen orientierten Ver-
waltung, die (organisierten) irritierenden Bürger-
einfluss wenig schätzt, sondern deutlich pater-
nalistisch eingestellt ist. Sie liegen bei einer Po-
litik, die Aushandlungsprozesse in die internen 
Arenen verlegt, selber parteien-distanziert agiert 
und die öffentliche Austragung von Konflikten 
scheut, um stattdessen das Bild von Kommunal- 

politik als konsensueller und sachlicher Entschei-
dungsfindung zu vermitteln. Zudem sind die 
Ursachen auch bei den Bürgern selbst zu suchen, 
die die Stimme kaum erheben, eine kulturelle 
Orientierungen der Konfliktvermeidung besit-
zen, in parteiliche und politische Agonalität flie-
hen und weder über die Erfahrung (soziales 
Kapital) noch die Anleitung verfügen, längere 
Handlungsketten und Koalitionen für allgemei-
nere politische Interessen herzustellen. Damit 
sind auch jene, sich zum Teil wechselseitig bes-
tätigenden wie verstärkenden kulturellen Fak-
toren benannt, die die ursprünglich intendierte 
Ausbildung zivilgesellschaftlich-partizipatori-
scher Formen einer aktiven Gesellschaft und da-
mit auch die vertikale wie horizontale politische 
Integration wenn nicht blockieren, so doch deut-
lich erschweren. Damit bin ich bei meinem näch-
sten Punkt: den theoretischen Erwägungen zi-
vilgesellschaftlicher Integration. 

QK=qÜÉçêÉíáëÅÜÉ=^ëéÉâíÉ=òáîáäÖÉëÉääëÅÜ~ÑíäáÅÜÉê=fåíÉÖê~íáçå=

Zivilgesellschaftliche Assoziationsbildung und 
Integration beruhen ganz zentral auf einer Kul-
tur von „voice“, öffentlichem Dissens, Toleranz, 
Anerkennung und der Fähigkeit, Verhandlungs-
prozesse in Gang zu setzen und auszuhalten. 
Das hat nicht nur die Pluralismus-Theorie seit 
Heller (1992: 361ff.), Fraenkel (1991: 351f.) und 
Hirschman (1974, 1996) zur Genüge betont, son-
dern wurde auch von Simmel (1992), Coser 
(1972) und Rawls (1998: 58) herausgestellt, um 
von John Stuart Mill (1998) gar nicht zu reden. 

Diese Kultur wird allerdings von allen Akteurs-
gruppen gefordert: der Administration, den po-
litischen Akteuren und den Bürgerinnen und 
Bürgern. Insofern scheinen mir all jene Vorstel-
lungen von Zivilgesellschaft als zu vereinfa-
chend, die – wie etwa Dahrendorf und Gellner 
– von einer deutlichen oder gar strikten Trennung 

von Staat und Zivilgesellschaft ausgehen48. Der 
politisch-administrative Komplex ist an der 
Ausbildung einer beratenen Zivilgesellschaft 
ebenso beteiligt wie die Bürgerinnen und Bür-
ger selber. Hier stimme ich den Überlegungen 
von Heiner Keupp und Kai-Uwe Schnapp voll 
und ganz zu49. 

Diese erstrebenswerte Kooperation setzt aller-
dings, eine vorangegangene reflexive Separie-
rung der Akteurskreise voraus. Denn das Para-
dox in Ostdeutschland besteht ja darin, dass na-
hezu allen Akteuren gerade jene zentralen Ele-
mente politischer Kultur gemeinsam sind, die 
handlungspraktisch polemische Integration ver-
hindern. Eine zivilgesellschaftlich-integrative 

                                                      
48 Dahrendorf 1994, 1997a, b; Gellner 1995 
49 Keupp 2002: 20f.; Schnapp 2002: 538ff. 
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Streit-Kultur hat erst dann eine Chance auf Rea-
lisierung, wenn die einzelnen Akteurskreise 
nicht mehr auf die konsensualen Erwartungs-
erwartungen der jeweils anderen schielen und 
bauen, sondern ihrer je eigenen strukturellen 
Systemlogik folgen. Das hieße etwa für die po-
litischen Entscheidungsträger, dass sie der Struk-
turlogik von „Regierung“ und „Opposition“ fol-
gen sollten, und Widerspruch und Fehlersuche 
auch öffentlich formulieren. So würden sie den 
Prozesscharakter von Politik verdeutlichen und 
zeigen, dass Kommunalpolitik ein (kompromiss-
bereiter) Kampf um Durchsetzung ist, bei dem 
die unterlegene Position begründet hoffen kann, 
in Zukunft Mehrheiten zu erlangen. Diese Pro-
fessionalisierung könnte (indirekt) auch dazu 
beitragen, eine gewisse Enttäuschungsresistenz 
beim Publikum zu erzeugen. Denn die durch 
Konfliktbereitschaft eingeführte Zukunftsoffen-
heit der Demokratie delegitimiert den frustrier-
ten Rückzug in die „Schmollecke“ und arbeitet 
der Vorstellung einer definitiven Exklusion von 
Interessen entgegen50. Nicht-Berücksichtigung 
hat einen Zeitindex und fördert damit das Ver-
trauen in die demokratische Form kollektiver 
Entscheidungsfindung seitens der Bürger, wie 
sie allerdings auch Engagement fordert. Dieser 
Mechanismus eines exemplarischen Lernens an 
politisch-demokratischer Polemik konnte jüngst 
gerade am Beispiel kommunaler Vertretungen 
in Berlin gezeigt werden51. 

Wir sollten daher auch nicht, wie etwa Haber-
mas, die Bürgergesellschaft ausschließlich poli-
tisch orientieren oder anreichern. Denn Haber-
mas’ Konzeption postuliert, dass aus „intakt ge-
haltenen Privatsphären“ ein Publikum der Bür-
ger hervorgeht, das als impulsgebende Zivilge-
sellschaft an das politische System mit Forde-
rungen, Korrekturen, Interventionen etc. heran-
                                                      
50 Bobbio 1988: 10ff.; Przeworski 1991: 47f. 
51 Davidson-Schmich/Hartmann/Mummert 2001: 192ff. 

tritt52. Wie gezeigt, sind nämlich genau jene (üb-
rigens: vermeintlichen) Privatsphären bereits von 
einer über-privaten Kultur geprägt oder durch-
zogen, die jene Option zur polemischen Adres-
sierung der Politik kaum enthält. Es scheint mir 
daher wichtig, dass Widerspruch, Konfliktre-
gulierung, Anerkennung und Solidarität im 
vor-politischen Raum erprobt und erfahren 
werden müssen – und warum denn nicht im 
„Kundenparlament“.53 Ich plädiere daher wie 
Cohen/Arato (und jüngst auch Anthony Gid-
dens) für eine relative und sich selbst bewusste 
Trennung zwischen einer „politics of influ-
ence“ und einer „politics of identity“. Während 
eine „politics of influence“ zu schnell Zivilge-
sellschaft und Politik kurzschließt, legt eine „po-
litics of identity“ Gewicht auf „autonomy, iden-
tity, and the democratization of social relations 
outside the polity“54. Das heißt nicht, nun plötz-
lich doch den politisch-administrativen Bereich 
vom zivilgesellschaftlichen zu trennen. Die „po-
litics of identity“ gesteht im Gegenteil ein, dass 
die Protagonisten von staatlich-kulturellen Deu-
tungsmustern automatisch mit geprägt sind und 
gerade deshalb die Aufgabe haben, innerhalb 
vorgeordneter Strukturen und Inhalte relativ 
autonome Gegenzonen und alternative Selbst-
deutungen demokratisch zu entwickeln. Diese 
Verlagerung der Ausbildung zivilgesellschaftli-

                                                      
52 Habermas 1992: 137 
53 Vor diesem Hintergrund wäre denn auch eine Orien-

tierung an der von Etzioni vorgetragenen Konzeption 
einer „good society“ so ziemlich das Verkehrteste, was 
man tun könnte (Etzioni 2000). Denn Etzionis „gute Ge-
sellschaft“ stellt letztlich nur eine Transponierung von 
Familienverhältnissen in den öffentlich-zivilen (und 
vor-politischen) Raum dar. Hatte der Aphoristiker Karl 
Kraus schon treffend festgestellt, Familienbande habe 
einen Hauch von Wahrheit, so läuft dies Modell sowohl 
den Errungenschaften der klassischen Moderne strikt 
entgegen, wie es zugleich und vor allem Möglichkeit 
wie Chance pluraler und konflikthaltiger Auseinander-
setzung deutlich minimiert. 

54 Cohen/Arato 1995: 509; Giddens 2000: 338 



betrifft: Bürgergesellschaft 

_ΩêÖÉêëÅÜ~ÑíäáÅÜÉë=båÖ~ÖÉãÉåí=áå=ÇÉå=hçããìåÉå=Ó=bêÑ~ÜêìåÖÉå=~ìë=lëíÇÉìíëÅÜä~åÇ=

11 

cher, aber gleichwohl demokratischer Verhal-
tens- und Denkmuster in einen Raum, der nicht 
eo ipso institutionell und entscheidungspolitisch 
bezogen und orientiert ist, heißt aber zugleich 
einzugestehen, dass es sich dem direkten Ein-
fluss von Politik, Gesetz wie Administration 
gleichermaßen entzieht, wie die Bürger inte-
grativen Streit, eine Kultur des Kompromisses 

und der Toleranz lernen.. Die Antwort, die 
Tocqueville (natürlich) auf seine eigene Frage 
gegeben hat, ist so letztlich auch meine Ant-
wort: Die „Gemeindefreiheit (entzieht sich) so-
zusagen den menschlichen Bemühungen“, be-
nötigt Zeit und „entwickelt sich fast im Verbor-
genen“55.  
 

RK=báå=âêáíáëÅÜÉê=_äáÅâ=~ìÑ=ÇáÉ=
łwìâìåÑí=ÇÉë=_ΩêÖÉêëÅÜ~ÑíäáÅÜÉå=båÖ~ÖÉãÉåíë“=

Sowohl die empirischen Ergebnisse als auch die 
eher theoretischen Folgerungen möchte ich nun 
nutzen, um einige Punkte oder Elemente des Be-
richts55der Enquete-Kommission „Zukunft des 
Bürgerschaftlichen Engagements“ zur kommu-
nalen Ebene kritisch zu beleuchten (Deutscher 
Bundestag 2002). Ich konzentriere mich auf die 
neuen Bundesländer und gehe dabei weniger 
auf die im Bericht ausgewiesenen Zustandsbe-
schreibungen bürgerschaftlichen Engagements 
in den Gemeinden ein, die sich bis zu einem ge-
wissen Teil mit dem in Teil 2 präsentierten Re-
sultaten decken56. Statt dessen konzentriere ich 
mich auf die von der Kommission formulierten 
Entwicklungsperspektiven und Handlungsemp-
fehlungen. 

                                                      
55 Tocqueville 1985: 51 
56 Das trifft vor allem auf das geringere bürgerschaftliche 

Engagement in Ostdeutschland sowie z.T. auf die struk-
turellen Voraussetzungen zu (siehe Bericht 2002: 106–
109, 155–156). Die im Bericht hervorgehobene, in Ost-
deutschland weit verbreitete Vorstellung eines „one 
best way“ kommt zudem der erwähnten „Koalition der 
Vernunft“ sehr nahe, wie ebenfalls die daraus gezoge-
ne Folgerung, in Politik, Verwaltung und Bürgerschaft 
sei eine „oft anzutreffende Weigerung“ anzutreffen, „in 
Alternativen zu denken“, der von mir beschriebenen 
Dissens-Verweigerung und Konsens-Orientierung kor-
respondiert (ebd.: 110. Worauf ich nicht eingegangen 
bin, ist die spezifische, traditionell imprägnierte Staats-
nähe vor allem der Elemente des Dritten Sektors in den 
neuen Bundesländern (ebd.: 109). 

Die Kommission entwickelt ihre Vorschläge und 
Empfehlung vor dem Hintergrund und in dem 
Bewusstsein einer strukturell-kulturellen Diffe-
renz zwischen Ost- und Westdeutschland. Aus-
drücklich wird davor gewarnt, „Modelle aus den 
alten Ländern als Vorbild zu propagieren und 
ungefragt zu übertragen“ und damit auch der 
Illusion einer schnellen Angleichung zu erlie-
gen57. Diese heuristisch sinnvolle Grundhaltung 
erkennt nicht nur die historisch bedingten Un-
terschiede an, sondern optiert zugleich für eine 
kontextsensible Ausgestaltung kommunaler po-
litischer und zivilgesellschaftlicher Selbstges-
taltungsprozesse. Das schließt eine positive 
Sichtweise endogener Entwicklungspotenziale 
und -pfade durchaus mit ein, wie zugleich auch 
aufgrund des komplizierten und anforderungs-
reichen Aufbaues kommunaler Strukturen im 
„Zeitraffer“ der zeitliche Erwartungshorizont ins-
gesamt gestreckt wird58. Es erscheint nicht un-
bedingt als „Beinbruch“, wenn die Ausbildung 
zivilgesellschaftlicher Strukturen in Ostdeutsch-
land länger braucht und vielleicht auch anders 
verläuft, als dies in Westdeutschland der Fall 
war und ist. 

                                                      
57 Deutscher Bundestag 2002: 109 
58 ebd.: 161 
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Auf der Basis dieses Vorverständnisses weist 
der Bericht das von der Kommunalen Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung 
(KGSt) entwickelte Modell einer modernisierten 
Verwaltung weitgehend zurück. Diese Ableh-
nung hat weniger damit zu tun, dass die Im-
plementation des Neuen Steuerungsmodells bis-
her deutlich lückenhaft ist und die Ergebnisse 
daher auch wenig aussagekräftig sind. Sondern 
sie ruht vor allem auf dem vorgeschlagenen Leit-
bild der „Kundenorientierung“ administrativen 
Handelns. Die Reduktion des mündigen Bür-
gers auf eine „Konsumentenrolle“ greift „ge-
messen am Leitbild der Bürgergesellschaft (…) 
eindeutig zu kurz“59, wird darin doch der Bür-
ger als „homo politicus“ durch das Konzept des 
Bürgers als „homo oeconomicus“ weitgehend 
und vor allem ungerechtfertigt ersetzt. Dadurch 
werde eines der zentralen Elemente des Leitbil-
des einer Bürgerkommune lädiert, nämlich die 
„Bürgerinnen und Bürger als gleichberechtigte 
Akteure“ zu betrachten, „die Politik auf kom-
munaler Ebene mitgestalten und mitbestimmen 
und die in die öffentliche Leistungs- und Aufga-
benerfüllung eingebunden sind“60. 

Diesem kritischen Einwand sollte prinzipiell nicht 
nur zugestimmt werden61, sondern er kann im 
Rückgriff auf die vorherigen Analysen zudem 
noch ergänzt und unterfüttert werden. Die Um-
stellung auf ein deutlich ökonomisches Bild 
der Kundenorientierung verstärkt die in der 
Verwaltung vorhandene und vor allem histo-
risch gewachsene Haltung, die Bürger mehr 
oder weniger paternalistisch zu verwalten. In-
sofern erscheint das neue Steuerungsmodell als 
die Fortsetzung eines in der DDR herrschenden 
´Modus des Verwaltetseins` mit anderen (neu-
en) Mitteln. Zudem prämiert das Leitbild der 

                                                      
59 ebd.: 162 
60 ebd. 
61 ähnlich Schmals 1997 

KGSt gerade jene Interessen, die mit den Orien-
tierungen der Verwaltung kompatibel sind, 
während sie andere eher ausgrenzt62. Dadurch 
könnten nicht nur auf ein Allgemeines bezoge-
ne Interessen zurückgedrängt werden, sondern 
könnten jene Verhaltensweisen reaktiviert wer-
den, die schon in der DDR vorhanden waren: 
die Suche nach personalen Vorteilen durch gute 
Verbindungen im Modus des „do ut des“. Ge-
rade das verhindert aber nicht nur die Ausbil-
dung der Kompetenz, konfliktreiche und kom-
plexe Aushandlungsmechanismen im öffentli-
chen Raum zu erlernen, sondern kann zudem 
sehr schnell angesichts immer knapperer Kas-
sen der Kommunen zur Ausgrenzung führen63. 
Statt politisch-zivilgesellschaftlicher Integration 
droht durch eine Übertragung des neuen Steue-
rungsmodells in die neuen Bundesländer die 
politisch-soziale Desintegration. Insofern teile 
ich die im Bericht der Enquete-Kommission fest-
gehaltenen Einwände gegen das KGSt-Modell. 

Skeptisch stehe ich allerdings den von der Kom-
mission vorgeschlagenen Handlungsorientierun-
gen für die kommunale Politik und Administra-
tion gegenüber. Ich übergehe dabei, dass die 
Kommission leider kaum auf die (mentalen) 
Handlungsrationalitäten des politischen Perso-
nals eingeht. Dass in der praktizierten „Koaliti-
on der Vernunft“ ein durchaus gewichtiges Pro-
blem liegen könnte, das sich nicht allein durch 
die Forderung an die PolitikerInnen nach mehr 
Partizipation der BürgerInnen lösen beseitigen 
lässt, spielt im Bericht überhaupt keine Rolle64. 
Insofern fällt die Thematisierung der Konstitu-
tion und Rationalität des politischen Personals 
ungerechtfertigterweise und allzu schnell aus 
der Aufmerksamkeit heraus. Was ich hingegen 
etwas näher betrachten möchte, ist das grund-

                                                      
62 Naßmacher 1999: 335f. 
63 ähnlich auch Treutner 1998: 199f. 
64 Deutscher Bundestag 2002: 157/161 
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sätzliche Leitbild für die Vorschläge zur Akti-
vierung zivilgesellschaftlichen Handelns. 

Auch auf kommunaler Ebene favorisiert die 
Kommission das Leitbild des „ermöglichende(n) 
Staat(es)“, der „den Bürgerinnen und Bürgern 
mehr Partizipationsmöglichkeiten (eröffnet) und 
(…) zivilgesellschaftliche Organisationen bei ih-
rem bürgerschaftlichen Engagement (fördert)“65. 
Durch dieses vielgestaltige „Empowerment“ 
kann „eine institutionelle Passung zwischen 
staatlichen Institutionen und bürgerschaftlichem 
Engagement entstehen“66. Verwaltung wie Poli-
tik sollten daher grundsätzlich auf Moderations- 
und Mediationsverfahren umstellen, um die un-
terschiedlichsten Partizipationsformen wie -ka-
näle aufzubauen und zu fördern67 Dadurch wer-
de den Bürgern auch die Möglichkeit gegeben, 
„aktive Beteiligung“ in ihrer „fundamentale(n) 
Bedeutung für die Konfliktlösung“ sowohl ein-
zuüben als auch zu erkennen68. Um dies zu er-
reichen, werden diverse Verfahren und Arenen 
vorgeschlagen, etwa die Reform der Kommunal-
parlamente (mit Rederecht für alle BürgerInnen, 
mehr Transparenz und Responsivität), die Stär-
kung direktdemokratischer Verfahren, mehr eh-
renamtliche Wahlämter (Beauftragte, sachver-
ständige Bürger, Stadtteilbeiräte) oder kommu-
nale Rechte für bürgerschaftlich Engagierte. 
Hinzukommen sollten kommunal unterstützte, 
koordinierte und moderierte Freiwilligenagen-
turen und die Förderung von verschiedenen 
Modellprojekten69. 

Nun sind einige dieser Möglichkeiten in den 
Kommunalverfassungen der neuen Bundeslän-
der bereits vorgesehen bzw. festgeschrieben. 

                                                      
65 Deutscher Bundestag 2002: 162 
66 ebd. 
67 ebd.: 163f. 
68 ebd. 
69 ebd.: 164–166 

Das entwertet natürlich nicht die vorgeschlage-
nen (und sinnvollen) Reformen bzw. Ideen. Mein 
Einwand richtet sich hingegen vor allem darauf, 
dass all diese Handlungsempfehlungen aus-
schließlich sowohl darauf abzielen als auch da-
rin gründen, die Verbindungen zwischen Bür-
gerInnen und Verwaltung bzw. BürgerInnen 
und Politik zu intensivieren. Diese Maßnahmen 
zur Stärkung der Bürgerkommune sind politisch 
initiiert und dezidiert politisch-administrativ 
adressiert. Die aktive Bürgergesellschaft wird 
nahezu ausschließlich als eine solche konzipiert, 
die Politik und Verwaltung mit Forderungen 
konfrontiert, mit Politik und Verwaltung inter-
agiert und dergestalt Politik, Verwaltung und 
BürgerInnen in ein „Passungsverhältnis“ bringt. 
Ein Raum diesseits der Vernetzung von „Zi-
vilgesellschaft“ und „lokalem Staat“ kommt 
gar nicht erst in den Blick. Wie aber die Unter-
suchungen und die eher theoretischen Folgerun-
gen gezeigt haben, liegt in eben jener kulturell-
mentalen Vernetzung von Politik, Verwaltung 
und BürgerInnen in den neuen Bundesländern 
gerade das Problem. Die Ausbildung einer Zi-
vilgesellschaft wird erschwert (wenn nicht ver-
hindert), gerade weil die traditionellen Erwar-
tungserwartungen aller drei Akteurskreise so 
eng aufeinander abgestellt und abgestimmt 
sind, dass sich Konflikt, Widerspruch und in-
tegrativer Streit gar nicht entwickeln können. 
Ein Noch-Mehr an (fördernder) Vernetzung 
befördert also nicht Bewegung, Kritik, Enga-
gement und zivilgesellschaftliche Distanz, son-
dern friert im Gegenteil die bisherigen immo-
bilen Zustände und Duldungsstarren ein. Die 
Kommission argumentiert hier eindeutig viel 
zu politisch-administrativ und läuft Gefahr, ge-
rade dadurch ihre hoch löblichen Ziele zu ver-
fehlen. Statt immer nur auf „Passung“ zu fo-
kussieren, sollte ein relativ unabhängiger und 
abgegrenzter, institutionell wie politisch nicht 
befrachteter vor-politischer Raum als Lernort 
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zivilgesellschaftlicher Kompetenz zugelassen 
und anerkannt werden. Das schließt zudem 
auch jenen Mut ein, der zu Beginn des Berichtes 
ja so erfreulich ausgesprochen wurde: den Mut 
auch abwarten zu können. 

So zuckt die Kommission schließlich wohl et-
was zu sehr vor ihrer eigenen Courage zurück. 
So ist ein latentes Unbehagen darüber erkenn-
bar, dass Formen zivilgesellschaftlichen Enga-
gements vielleicht doch nicht steuerbar sind, 
während sich zugleich die Vermutung ein-
schleicht, dass ein Zuviel an aktivierendem 
Staat Zivilgesellschaft und Urbanität auch ab-
würgen kann. „Ein zentrales politisches Form-
problem bleibt weitgehend offen: Mit welchen 
Mitteln und Maßnahmen lässt sich bürgerschaft-
liches Engagement fördern, ohne Bürgersinn, 
Eigenaktivität und Eigensinn des Engagements 
zu untergraben?“70 Würde man einen reflexiv 
begrenzten Raum „outside the polity“ zulassen, 
müsste man weder enttäuscht noch besorgt sein. 
Man könnte die Akteure im Geiste Tocquevilles 
und im „Kundenparlament“ getrost einfach ma-
chen lassen. 

wìã=^ìíçê=

aêK=^äÉñ~åÇÉê=qÜìãÑ~êí=áëí=mêáî~íÇçòÉåí=~ã=iÉÜêJ

ëíìÜä= ÑΩê=mçäáíáëÅÜÉ=qÜÉçêáÉ=ÇÉê=råáîÉêëáí®í=bêÑìêíK=
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70 Deutscher Bundestag 2002: 167 
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